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Aktenzeichen: 4 AZR 632/86

Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 13. Mai 1987
- 4 AZR 632/86 -

I. Arbeitsgericht Ulm Urteil vom 16. Mai 1986

II. Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg

- 3 Ca 561/85 R -

Urteil vom 10. Oktober 1986
- 1 Sa 26/86 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein

Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort: Geltungsbereich von Tarifvertrag

Gesetz: TVG § 4 Geltungsbereich; BetrVG §§ 27, 51;
MTV Metallindustrie Südwürttemberg-Hohenzollern 
vom 28. Juni 1984

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:
Geltungsbereich für Verkaufsrepräsentanten; 
Verfahrensrüge

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4 AZR 632/86
1 Sa 26/86 Baden-Württemberg

Im Namen des Holkes!Verkündet am 
13. Mai 1987
Haust,
Amtsinspektorin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 13. Mai 1987 durch den Vizepräsi­
denten Dr. Neumann, die Richter Dr. Freitag und Dörner sowie 
die ehrenamtlichen Richter Dr. Börner und Koerner für Recht
erkannt:
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Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 
10. Oktober 1986 - 1 Sa 26/86 - wird auf Kosten 
des Klägers zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger, der der IG Metall als Mitglied angehört, steht 
seit 1954 in den Diensten der Beklagten, einem Nachfolgeunter­
nehmen der Z Gründung mit Sitz in F am
Bodensee, die in zwei Bereiche mit jeweils eigenem Betriebsrat 
und getrennten Personalverwaltungen gegliedert ist: den metall­
verarbeitenden Fertigungsbetrieb am Unternehmenssitz sowie den 
Geschäftsbereich C in G bei M , einem Han­
dels- und Servicebetrieb ohne eigene Produktion mit Niederlas­
sungen in der gesamten Bundesrepublik. Seit 1967 ist der Kläger 
dem Geschäftsbereich G zugeordnet und der Niederlassung
B als Verkaufsrepräsentant im Vertrieb mit dem Einsatz­
gebiet im Bodenseeraum unterstellt. Das Arbeitsverhältnis der 
Parteien richtet sich nach dem Dienstvertrag vom 1. Januar 1980, 
der, wie bei den anderen Außendienstmitarbeitern auch, mit dem 
Geschäftsbereich G abgeschlossen wurde und von der Per­
sonalleiterin dieses Geschäftsbereichs und dem zuständigen Nie­
derlassungsleiter unterzeichnet ist.
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Der Kläger, der das 55. Lebensjahr im Dezember 1980 voll­
endet hat, erhält eine Vergütung bestehend aus einem monatlichen 
Fixum, einer Spesenpauschale sowie einer Provision. Nach einer 
Neuaufteilung der Verkaufsgebiete durch die Beklagte erlitt der 
Kläger Einkommensverluste, die er in Höhe der Differenzbeträge 
der von ihm in den letzten 36 Kalendermonaten vor Beginn der Al­
terssicherung nach § 6 MTV erzielten durchschnittlichen Monats- 
provision von der Beklagten ersetzt verlangt und nach vergeb­
licher Geltendmachung, zuletzt mit Anwaltsschreiben vom 11. 
September 1985, für die Monate Januar 1984 bis Dezember 1985 mit 
der Klage begehrt.

Der Kläger ist der Auffassung, der Anspruch ergebe sich un­
mittelbar aus §§ 6, 15 des MTV für Arbeiter und Angestellte der
Metallindustrie in Südwürttemberg-Hohenzollern vom 28. Juni 
1984, da die Beklagte als Mitglied des tarifschließenden Arbeit­
geberverbandes mit dem Geschäftsbereich in G nur einen
rechtlich unselbständigen Teil eines einheitlichen Unternehmens 
unterhalte und der Kläger auch im räumlichen Geltungsbereich des 
MTV tätig sei. Jedenfalls ergebe sich der Anspruch aus einer 
zwischen dem Gesamtbetriebsrat und der Geschäftsieitung schrift­
lich abgeschlossenen BetriebsVereinbarung vom 8. Dezember 1982, 
wonach alle tarifvertraglichen Bedingungen auch für den Ver­
triebsbereich G einzuhalten seien. Diese in der Sitzungs-
niederschrif t vom 8. Dezember 1982 getroffene Vereinbarung er­
fülle die wesentlichen Merkmale einer BetriebsVereinbarung. Der 
Tarifvertrag sehe eine entsprechende Öffnungsklausel vor, und es 
handele sich nicht um eine unzulässige BlankettVerweisung. Damit
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habe der Gesamtbetriebsrat stellvertretend für die Betriebsräte
der verschiedenen Geschäftsbereiche die bestehende Unsicherheit 
über die Anwendbarkeit der tariflichen Bestimmungen beseitigen 
wollen. In der maßgeblichen Sitzung des Gesamtbetriebsausschusses 
vom 26. November 1982 sei die Alters- und Verdienstsicherung 
besprochen worden, und die Personalleiterin des Geschäftsbereichs 
G habe die entsprechende in der Sitzungsniederschrift
fest gehaltene Zusage erteilt, die jedenfalls eine verbindliche 
Gesamtzusage darstelle, anderenfalls als Anerkenntnis bzw. Ver­
trag zugunsten Dritter gewertet werden müsse. Tarifliche Aus­
schlußfristen stünden der Geltendmachung nicht entgegen, weil der 
Kläger seine Anspruchsberechtigung erst nach Jahresablauf habe 
erkennen können.

Der Kläger hat beantragt,
die Beklagte zur Zahlung von 27.722,85 DM brutto 
nebst 4 % Zinsen aus 25.840,85 DM seit 1. 10. 1985 
sowie 4 % Zinsen aus weiteren 1.882,—  DM seit 
1. 1. 1986 zu verurteilen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und dazu vor­
getragen, dem Kläger stehe ein Anspruch auf Verdienstsicherung 
nicht zu. Für einen tariflichen Anspruch fehle die Tarifbindung. 
Der selbständige Betrieb in G , für den der Kläger einge­
stellt sei, sei nicht Mitglied des tarifschließenden Verbandes 
und könne nicht einmal Mitglied des entsprechenden bayerischen 
Arbeit geberverbandes sein, da er nicht zur Metallbranche gehöre. 
Demgegenüber sei die Zweigniederlassung, der der Kläger unter­
stellt sei, kein selbständiger Betrieb und ausschließlich dem 
Geschäftsbereich G , nicht hingegen dem in F
zugeordnet. Eine Betriebsvereinbarung über die Anwendung der in
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Frage stehenden tariflichen Bestimmungen sei weder mit dem Be­
triebsrat in G noch mit dem Gesamtbetriebsrat bzw«, dem
Gesamtbetriebsausschuß abgeschlossen worden, dem dafür auch die 
Zuständigkeit fehle. Das vom Kläger vorgelegte Sitzungsprotokoll 
könne eine Betriebsvereinbarung nicht ersetzen, sondern halte 
lediglich als Besprechungsergebnis fest, daß den Mitarbeitern des 
Geschäftsbereichs G die bislang gewährten tariflichen
Leistungen auch weiterhin zustehen sollten. An die Außendienst­
mitarbeiter, deren Bezüge weit über dem höchsten Tarifgehalt 
lägen, habe man dabei nicht gedacht und von tariflicher Al­
ters- und Verdienst Sicherung sei auch nicht die Rede gewesen.
Erst recht habe die Personalleiterin keine diesbezügliche Zusage 
erteilt, wozu sie auch nicht bevollmächtigt sei. Jedenfalls habe 
der Kläger aber die tariflichen Ausschlußfristen versäumt.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Dagegen hat der 
Kläger Berufung eingelegt, die verspätet war. Das Landesarbeits­
gericht hat dem Kläger Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ge­
währt und die Berufung zurückgewiesen.. Mit der zugelassenen Re­
vision verfolgt der Kläger sein Klageziel unter Beschränkung des 
Zinsanspruchs auf den Nettobetrag weiter. Die Beklagte beantragt 
Zurückweisung der Revision.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision war zurückzuweisen. Zutreffend gehen die Vor 
instanzen davon aus, daß dem Kläger der geltend gemachte Anspr 
auf Verdienst Sicherung nicht zusteht.
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Ein tariflicher Anspruch des Klägers auf Alterssicherung 
nach § 6 MTV besteht nicht. Das Arbeitsverhältnis der Parteien 
wird vom Geltungsbereich dieses Tarifvertrages nicht erfaßt. 
Dieser Geltungsbereich erstreckt sich auf den früheren Regie­
rungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzollern des Landes Baden-Würt­
temberg in dem Bestand vom 25. März 1981 für alle Betriebe, die 
selbst oder deren Inhaber Mitglied des Verbandes der Metallin­
dustrie von Südwürttemberg-Hohenzollern e. V. sind. Nach den 
Feststellungen des Landesarbeitsgerichts ist der Geschäftsbereich 
C in G Beschäftigungsbetrieb des Klägers. Das
ergibt sich auch aus dem Dienstvertrag vom 1. Januar 1980, mit 
dem das Arbeitsverhältnis des Klägers auf eine entsprechende 
vertragliche Grundlage gestellt wurde. Der Geschäftsbereich C - 

in G ist aber nach den entsprechenden Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts ein selbständiger Betrieb im 
tariflichen Sinne. In diesem Betrieb in G ist der Kläger
als Angestellter beschäftigt und Verkaufsrepräsentant mit einem 
bestimmten Verkaufsgebiet.

Dieser Betrieb in G fällt aber weder unter den räum­
lichen noch unter den fachlichen Geltungsbereich des MTV. Der 
Betriebssitz liegt in Bayern und könnte damit allenfalls Mitglied 
des entsprechenden bayerischen Arbeitgeberverbandes werden, wovon 
auch das Landesarbeitsgericht zutreffend ausgeht. Da vom Gel­
tungsbereich des MTV auch Betriebe erfaßt werden, deren Inhaber 
Mitglied des Verbandes der Metallindustrie von Südwürttemberg- 
Hohenzollern e. V. ist, was für die Beklagte zutrifft, könnten 
unter Umständen auch branchenfremde Betriebe vom Geltungsbereich
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. - Tarifvertrages erfaßt werden. Das kann aber nur für solche 
' .rief e gelten» die unter den räumlichen Geltungsbereich von § 1 
/>'" fallen, was für den Beschäftigungsbetrieb des Klägers in 
G nicht zutrifft. Für Arbeitnehmer, die in außerhalb des
räumlichen Geltungsbereichs eines Tarifvertrages liegenden Be­
trieben beschäftigt werden, gilt grundsätzlich das am Ort gel- 
t.-nhe Tarif recht (vgl. BAG vom 3* Dezember 1985 - 4 AZR 
32.5/84 - ÄP Nr. 5 zu | 1 TVG Tarifverträge; Großhandel).

Wenn der Kläger nach seinem Vortrag für die Niederlassung in 
E , der er zugeordnet ist, seine überwiegende Tätigkeit
■v riich im Geltungsbereich des MTV für Südwürttemberg-Hohenzol- 
lern ausübt» ist das für die Geltung des MTV ohne Bedeutung. 
Maßgeblich ist vielmehr für den Kläger auch als Reisenden der 
Betriebssitz des Betriebes, dem der Kläger als Reisender ange­
hört. Dementsprechend hat auch der Kläger selbst in der Revi­
sionsinstanz, wie er in der mündlichen Verhandlung nochmals aus­
drücklich bestätigt hat, nicht mehr gerügt, daß die Bestimmungen 
des MTV kraft beiderseitiger Tarifbindung gelten würden.

Soweit sich der Kläger zur Begründung seines Anspruches auf 
eine angebliche BetriebsVereinbarung vom 8. Dezember 1982 be­
ruft , geht das Landesarbeitsgericht ebenfalls zutreffend davon 
aus, daß eine wirksame Anspruchsgrundlage nicht vorliegt. Der
Kläger beruft sich hierzu auf den Protokollauszug über die 
Sitzung des Gesamtbetriebsausschusses vom 26. November 1982, der 
insoweit folgenden Wortlaut hat:

"Punkt 4: Verschiedenes
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Der Vertriebsbereich ist nicht dem Arbeit geber­
verband angeschlossen.
Alle tarifvertraglichen Bedingungen werden voll 
eingehalten.
F , den 08. 12. 1982"

Dabei handelt es sich aber nicht um eine Betriebsverein­
barung, sondern um eine Protokollniederschrift, die nach § 34 
Abs. 1 Satz 1 BetrVG Uber jede Verhandlung des Betriebsrates
anzufertigen ist und entsprechend für die Verhandlungen des Ge­
samtbetriebsrates nach § 51 Abs. 1 Satz 1 BetrVG gilt. Diese 
Niederschrift dokumentiert den Verhandlungsablauf und bringt den 
Nachweis für die Ordnungsmäßigkeit etwa gefaßter Beschlüsse. Sie 
kann also nur Beschlußfassungen wiedergeben, nicht aber ersetzen. 
Unterzeichnet dann ein Arbeitgeber, der nach dem Gesetz dazu an 
sich nicht verpflichtet ist, die Abschrift eines protokollierten 
Beschlusses, kann damit die FormvorSchrift des § 77 Abs. 2 
BetrVG für BetriebsVereinbarungen erfüllt sein (Dietz/Richardi, 
BetrVG, 6. Aufl., § 34 Rz 13, m. w. N.). Der vom Kläger vor­
gelegte Protokollauszug enthält aber inhaltlich weder einen Be­
schluß des Gesamt betriebsrates noch eine BetriebsVereinbarung, 
sondern dokumentiert nur den Ablauf der Sitzung des Gesamtbe­
trieb saus Schusses zum Tagesordnungspunkt Verschiedenes mit der 
Feststellung, daß der Geschäftsbereich G nicht dem Ar­
beit geberverband angeschlossen ist und alle tarifvertraglichen 
Bedingungen eingehalten werden. Nach § 27 Abs. 3 Satz 2 letzter 
Halbsatz BetrVG ist es dem Betriebsrat jedoch verwehrt, dem Be­
trieb sausschuß den Abschluß von Bet riebsVereinbarungen zur 
selbständigen Erledigung zu übertragen. Das gilt nach § 51 Abs. 1 
Satz 1 BetrVG auch für den Gesaratbetriebsrat. Eine entgegen die-
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. > ( Jachen Bestimmungen vereinbarte Betriebsvereinbarung 
würde daher, selbst wenn man sie in dieser Niederschrift sehen 
oilte, auch gegen ein gesetzliches Verbot verstoßen. Danach 

kommt es aber auf die Zuständigkeit des Gesamtbetriebsrates für 
den Abschluß einer Betriebsvereinbarung mit dem vom Kläger ange­
nommenen Inhalt nicht mehr an. Auch die Revision beruft sich in­
soweit nur auf die Sitzung des Ausschusses des Gesamtbetriebsra- 
tes vom 26. November 1982 und nicht auf einen Beschluß des Ge­
samtbetriebsrates selbst. Deshalb ist es insoweit auch unerheb­
lich, ob eine solche BetriebsVereinbarung von der Sperrwirkung 
des § 77 Abs. 3 BetrVG erfaßt würde, weil sie Arbeitsbedingungen 
regeln würde, die durch Tarifvertrag geregelt sind und deshalb 
nicht Gegenstand einer BetriebsVereinbarung sein könnten (vgl. 
Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither, BetrVG, 15. Auflage 1987, § 77 
Rz 54 ff.). Deshalb gehen insoweit auch die Rügen der Revision 
fehl, das Landesarbeitsgericht habe die angebotenen Beweise nicht 
ausgeschöpft, denn selbst wenn die Beteiligten mit dem vom Kläger 
vorgelegten Protokollauszug den Abschluß einer entsprechenden 
Betriebsvereinbarung beabsichtigt hätten, könnte dies, selbst 
wenn es zum Ausdruck gekommen wäre, keine rechtliche Wirksamkeit 
entfalten.

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts, die von 
C'.;.r Revision mit wirksamen Revisionsrügen nicht angegriffen wor­
den sind, ergibt sich aus diesem Protokollauszug entgegen der 
Auffassung des Klägers auch keine betriebliche Gesamtzusage. Eine 
Willenserklärung, die Arbeitsbedingungen der im Betriebsbereich 
G beschäftigten Arbeitnehmer, die bisher nicht tariflich
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geregelt waren, nunmehr auf eine andere Grundlage zu stellen, ist 
daraus nicht erkennbar. Insoweit nimmt das Landesarbeitsgericht 
vielmehr eine Feststellung rein tatsächlichen Inhalts an, die 
einen Verpflichtungswillen nicht erkennen lasse. Damit fehlt es 
auch nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts an einem 
Schuldversprechen nach § 780 EGB, weil die niedergelegte Formu­
lierung danach keine einseitige verpflichtende Willenserklärung 
seitens der Personalie iterin ist. Mangels eines entsprechenden 
Willens fehlt es darüber hinaus auch an einem Vertrag zugunsten 
Dritter nach § 328 BGB. Das Landesarbeitsgericht stellt vielmehr 
dazu ausdrücklich fest, daß der Protokollauszug weder einen Er­
klärungswillen noch einen Handlungswillen noch einen allgemeinen 
Verpflichtungswillen erkennen lasse, ganz abgesehen davon, daß 
der Kläger der Behauptung der Beklagten, der Personalleiterin 
fehle die Kompetenz und die Vollmacht zur Abgabe einer Gesamtzu- 
sage mit Wirkung für und gegen den Betrieb G , nichts ent­
gegengesetzt habe.

Gegenüber diesen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts
und der ent sprechenden Auslegung der individuellen Erklärung in 
der Protokollniederschrift hat der Kläger in der Revisionsinstanz 
nur vorgetragen, daß diese Vereinbarung als ausdrückliche Ergän­
zung der jeweiligen individualrechtliehen Arbeitsverträge zu se­
hen sei und zwar dergestalt, daß in Ergänzung der Verträge im 
übrigen der Tarifvertrag des entsprechenden Gebietes gelten 
solle. Dazu habe er Beweis angeboten, der vom Landesarbeitsge­
richt nicht erhoben worden sei. Außerdem habe das Landesarbeits- 
gerxent die angebotenen Beweise nicht ausgeschöpft. Der Kläger
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. ic.eh vorgetragen, daß anläßlich der Sitzung über die 
3 „rex%befangenen Punkte der Anwendbarkeit des ManteltarifVertra­
g s  im Hinblick auf die darin enthaltene Alters- und Verdienst­
sicherung sehr eingehend diskutiert worden sei. Wenn sich das 

1 . . r ' i i , j.crieht auf cu-.n Standpunkt stelle, die Vereinbarung
gebe nichts dafür her, daß über eben diese Punkte gesprochen

n :^in so Ile und daß man diese Punkte habe klären wollen, 
hätte es entsprechend den Beweisangeboten des Klägers vor einer 
möglichen Auslegung Beweise erheben müssen, was nicht erfolgt
sei. Damit sind zulässige Prozeßrügen nach § 554 Abs. 3 ZPO 
nicht erhoben worden. Dazu genügt es nicht vorzutragen, das Lan- 
desarbeit sgericht habe angetretene Zeugenbeweise nicht berück­
sichtigt. Vielmehr muß nach Beweisthema und Beweismittel an­
gegeben -werden, zu welchem Punkt das Landesarbeitsgericht 
fälschlicherweise eine Beweisaufnahme unterlassen habe, in wel­
chen Schriftsätzen diese Beweismittel angegeben worden sind, 
welche Zeugen hätten vernommen werden müssen und was deren Aus­
sage ergeben hätte (vgl. BAG vom 8. März 1962 - 2 AZR 497/61 - 
AP Nr. 22 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag; BAG vom 23. 
rsoruar 1962 - 1 AZR 49/61 - AP Nr. 8 zu § 322 ZPO; vom 9. Fe­
bruar 1968 - 3 AZR 419/66 - AP Nr. 13 zu § 554 ZPO). Der Vortrag 
der Revision ist im übrigen auch nicht schlüssig. Ein Beweisan­
tritt zum Verpflichtungswillen ist darin nicht einmal behauptet 
und. zur Feststellung der fehlenden Vollmacht und Kompetenz der 
Personalleiterin des Betriebes G ist überhaupt kein Vor­
trag erfolgt.

Ist aber damit revisionsrechtlich davon auszugehen, daß eine
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Verpflichtung der Beklagten zur Erfüllung der Verdienstsieherung
individualrechtlich nicht vorliegt, 
stanzen zu Recht abgewiesen worden. 
mit der Kostenfolge des § 97 Abs. 1

war die Klage von 
Die Revision mußte 
ZPO zurückgewiesen

Dr. Neumann Dr. Freita Dörner

den Vorin- 
deshalb 
werden.

Dr. Börner Koerner
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